
Gesamtes Maybelline Sortiment
z.B. Instant Anti-Age Concealer,
01 light, pro Stück, 7.45 statt 14.90,
gültig vom 28.10. bis 31.10.2021

ab2Stück

50%
Thomy-Mayonnaise, -Thomy-
naise oder -Senf mild
z.B. Mayonnaise à la Française,
2 x 265 g, 4.35 statt 5.60,
gültig vom 28.10. bis 31.10.2021

Duo-Pack

22% 9.70
statt 16.80

Bio Lachsfilet
mit Haut
Zucht aus Norwegen,
300 g, gültig vom
28.10. bis 31.10.2021,
in Selbstbedienung

42%

Gültig von Do–So

Wochenend
Knaller

Genossenschaft Migros Basel

Solange Vorrat.
Bei allen Angeboten sind M-Budget und
bereits reduzierte Artikel ausgenommen.

21.90
statt 36.50

Rapelli Schweinsfilet
im Teig
Schweiz, 800 g,
in Selbstbedienung

40%

6.95
statt 8.20

«Aus der Region.»
Qualivo
Rindshackfleisch
300 g, in Selbstbedienung

15%
2.45
statt 3.20

«Aus der Region.»
Rispentomaten
per kg

23%

AUF DAS GESAMTE  
SORTIMENT DER  
GENOSSENSCHAFT  
MIGROS BASEL.

SAMSTAG,
30.OKTOBER

Vom 8-fach Cumulus ausgenommen sind:
Migros Restaurant, Migros Take Away,
Bike World, Gebührensäcke und -marken,
Vignetten, Depots, Ersatzteile, Service-
und Dienstleistungen des Migros-Service,
E-Loading, iTunes/App-Karten, SIM-Karten,
Gutscheine, Geschenkkarten, Smartboxen,
Online-Shop und alkoholische Getränke
so-wie rezeptpflichtige Medikamente und
Medikamente der sensiblen Gruppe bei der
Apotheke Zur Rose im Migros Claramarkt.
Nicht gültig für Catering Services.

26. 10. – 1. 11.2021

Wochen-
Hits

21

Region
Donnerstag, 28. Oktober 2021

Jan Amsler

Kurz vor derMittagspause ist im
Basler Rathaus ein strahlender
Beat Oberlin anzutreffen. Der
Präsident des Universitätsrats
hat amMittwochmorgen die De-
batte des Grossen Rats von der
Zuschauertribüne aus mitver-
folgt, zusammen mit Matthias
Geering, dem Sprecher der Uni
Basel. Das Parlament bewilligte
mit jeweils nur einerGegenstim-
me Leistungsauftrag undGlobal-
beitrag für die Universität Basel
sowie den revidierten Staatsver-
trag mit dem Mitträgerkanton
Baselland. Es geht um 1354,9Mil-
lionen Franken für die Jahre 2022
bis 2025.

Das klareAbstimmungsresul-
tatwarnach derVernehmlassung
und der Kommissionsberatung
absehbar. So war es dann auch
nicht der Beschluss an sich, der
Lachfalten auf Oberlins Gesicht
zauberte, sondern vielmehr das
klare Bekenntnis zur Bildungs-
institution.

Wiemisst sich
der Standortvorteil?
Vor sechs Jahren tönte das vor al-
lem imBaselbiet noch anders; es
stand sogar zur Diskussion, den
Staatsvertrag zu kündigen. Ver-
gangene Woche jedoch segnete
auch der Baselbieter Landrat das
Geschäft einstimmig ab. «Heute
redetman nurnoch von ‹unserer
Universität›, und ich spüre über-
all Begeisterung. Das freut mich
wirklich sehr», sagt Oberlin.

Auchwenn die Uni in den bei-
den Kantonsparlamenten starke
Unterstützung erfährt, so ist das

Verhältnis der beiden Kantone
untereinander nicht restlos ge-
klärt. Die Basler Grossrätinnen
und Grossräte kritisierten am
Mittwoch ihre Kantonsregierung
dafür, dass Basel-Stadt wegen
des Standortvorteils vom soge-
nannten Restdefizit zehn Pro-
zent übernehmen muss. Ein

Standortvorteil, der in denAugen
sämtlicher Fraktionssprecherin-
nen und -sprecherwedermathe-
matisch noch wissenschaftlich
begründet sei.

Es handle sich um ein politi-
schesVerhandlungsergebnis, ist
man sich einig. Und Basel habe
offenbarweniger gut verhandelt

als Baselland. Bei künftigen
Staatsverträgen solle die Regie-
rung diesen Standortvorteil mit
nachvollziehbaren Berechnun-
gen belegen, wird gefordert.

Auch der Kanton Baselland,
der sich nach schwierigen Jahren
finanziellwieder erholen konnte,
steht in der Kritik. Damals half

Basel-Stadt seinem Nachbarn
mit 80 Millionen Franken aus.
Ein Betrag, der nun auch zurück-
bezahlt oder in einer anderen
Form fürdie Partnerschaft inves-
tiert werden könnte, wie etwa
Joël Thüring von der SVP und
Beat von Wartburg von der LDP
sagten. Dennoch überwiegt die

Freude am zustande gekomme-
nen Universitätsvertrag und am
neuen dynamischen Finanzie-
rungsschlüssel, der auch die
wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit der Kantone berücksichtigt.
Für die kommenden vier Jahre
läuft es unter dem Strich beina-
he auf eine Fifty-fifty-Finanzie-
rung hinaus: Basel-Stadt bezahlt
684,8 Millionen Franken, Basel-
land 670,1 Millionen.

Angst vor Abbau in Lehre
und Forschung
Vereinzelt in derRatsdebatte und
auch schon in dervorberatenden
Bildungs- und Kulturkommissi-
on wurde befürchtet, die neuen
Zuständigkeiten im Immobilien-
bereich hättenAuswirkungen auf
die personelle Besetzung des
Universitätsrats und damit zur
Folge, dass Lehre und Forschung
im Gremium weniger Gewicht
bekämen.

Beat Oberlin bestätigt zwar
Pläne, dass sich im Universitäts-
rat eine Person um die Immobi-
lien kümmern soll, zumal dieVer-
antwortung für die Infrastruktur
neu diesem Gremium und nicht
mehr dem Kanton obliegt. Doch
daswürde «überhaupt keine Ein-
bussen für Lehre und Forschung»
bedeuten, stellt er klar. Die Kom-
petenz diesbezüglich werde auf
anderer Ebene, etwa den Lehr-
stühlen, sichergestellt. Das sei
auch bisher so gewesen.

Bekenntnis zur Uni überwiegt Kantonskonflikt
1,35 Milliarden Franken bewilligt Leistungsauftrag und Globalbeitrag für die Uni Basel sind in trockenen Tüchern.
Bei der Partnerschaft der beiden Basel besteht jedoch noch Klärungsbedarf.

Die Uni Basel – wie schwer wiegt der Standortvorteil für Basel-Stadt? Foto: Juri Weiss

«24-Stunden-Pflege aus Polen»,
«polnischer Engel», «bezahlbar
und liebevoll». Es gibt immer
mehr dieser Anzeigen, in de-
nen Vermittlungsagenturen die
Dienste von sogenannten «Care-
Migrantinnen» für die private
Pflege anbieten.

Das Geschäft boomt. Mittler-
weile arbeiten Tausende Frauen
aus Polen, Ungarn, der Slowakei
und Rumänien in Schweizer
Haushalten, wo sie Seniorinnen
und Senioren betreuen, und das
meist rund um die Uhr. Die ge-
naue Zahl der «Care Givers » ist
unbekannt, da viele nicht offiziell
gemeldet sind und alle 90 Tage
ausgetauscht werden.

24-Stunden-Einsätze
Immerweniger Senioren wollen
ins Pflegeheim.Dazu beigetragen
hat Covid-19. Ein Grossteil der
Schweizer Corona-Toten war in
Alters- und Pflegeheimen zu
beklagen, die dann auch noch
monatelang abgeriegeltwurden.
Die Isolation setzte vielen zusätz-
lich zu.Als Folge derMisere blei-
ben nun viele zu Hause, so lange
es geht. In den Heimen bleiben
viele Zimmer leer.

Nun hat aber auch die zu
sehends beliebte Pflege zu Hau-
se ihre Schattenseiten, vor allem
dann, wenn eine Dauerpflege
rundumdieUhrnötigwird.Denn
dieArbeitsbedingungen derPfle-
gerinnen sind oft skandalös.

Darauf verwies am Dienstag-
abend in Basel eine öffentliche
Podiumsdiskussion im Theater
Fauteuil unter demMotto «Men-
schenhandel und Care-Arbeit».
Die Veranstaltung fand im Rah-
men derAktionswoche «Schweiz
gegen den Menschenhandel»
statt, die jeweils im Oktober vom
Bundesamt für Polizei sowie von
diversen Fachstellen undGewerk-
schaften durchgeführt wird. In
Basel wirkte das Sicherheitsde-
partement (SID) als Veranstalter.

Es gehe darum, involvierte Stel-
len und die Bevölkerung fürmo-
derne Sklaverei zu sensibilisie-
ren, sagt das SID.DessenVorste-
herin, Regierungsrätin Stephanie
Eymann, erklärte, Menschen-
handel sei schwer erkennbar. «Es
braucht dafürvernetztes Denken,
die Schärfung derWahrnehmung

und das Zusammenspiel derAk-
teure. Opfer kommen nicht von
sich aus zu den Behörden.»

Unter prekären Arbeitsver-
hältnissen litt auch Boźena
Domańska. Die gebürtige Polin
arbeitete 25 Jahre lang in
Deutschland und der Schweiz in
derprivatenAltenpflege,unddies
meist in 24-Stunden-Einsätzen.
Dann prozessierte sie vor acht
Jahren gegen ihren Arbeitgeber
um ihren Lohn – und gewann.

Heute ist sie bei der Gewerk-
schaft VPOD in einemNetzwerk
für «Care-Arbeiterinnen» enga-
giert und arbeitet nur noch Teil-
zeit in der Pflege. Sie hat eine ei-
gene Wohnung. Das war nicht
immer so.Wie die meisten ihrer
Kolleginnen lebte sie bei ihren
Patientinnen und Patienten. «Es
ist ein Leben im Rhythmus der
anderen. Man ist immer abruf-
bereit, hat wenig Schlaf, wenig
Kontakte, ist ans Haus gebunden
und ohne Freizeit, Ferien und
Privatleben», so Domańska. «Un-
sereArbeit ist kaumgeregelt.Wir
werden schlecht behandelt und
schlecht bezahlt.»

So erhielten die Frauenhöchs-
tens 3000 Franken pro Monat.
DieVermittlungsdienste kassier-
ten aber zwischen 6000 und
12’000 Franken, sagt Boźena
Domańska.Dies seiAusbeutung.
Häufig denkenArbeitgeber,wenn
sie eine 24-Stunden-Betreuung
engagieren, würde die Pflegerin

dann auch tatsächlich 24 Stun-
den arbeiten.Domańskas Forde-
rung ist klar: «Wir verlangen für
unsereArbeitRespekt,anständige
Bezahlung und Regelungen für
Ruhe- und Freizeit.» Die Branche
müsse reguliert werden.

Lücken imGesetz
Handlungsbedarf sieht auch die
Berner Staatsanwältin Annatina
Schultz. Es gebe einen blinden
Fleck beimGesetzgeber.Das gel-
tende Gesetz sei zu locker, die
Begriffe seien zuwenig definiert.
Dies erschwere die Verfolgung
von Menschenhandel und Ar-
beitsausbeutung.Dabei seien die
Dinge klar: «Es geht um Zwang,
keine Ruhezeit, lange Arbeits
tage, keine Ferien, oft schlechte
Unterkunft und erniedrigende
Behandlung.»

An der lebhaften Podiumsdis-
kussion betonte Lelia Hunziker
von der Fachstelle Frauenhandel
und Frauenmigration in Zürich,
dassman es auch bei den «Care-
Migrantinnen» mit Menschen-
handel zu tun habe. So würden
etwa Vermittlungsdienste Not-
lagen der Frauen ausnutzen.

Alle waren sich an diesem
Abend einig, dass es die prekä-
ren Zustände bei der privaten
«Care-Arbeit» nicht mehr geben
dürfe. Sie seien der reichen
Schweiz unwürdig.

Simon Erlanger

Schlecht behandelt, schlecht bezahlt, immer im Einsatz
Ausbeutung Pflegerinnen aus Osteuropa arbeiten allzu oft unter prekären Bedingungen.

Ende einer Politgeschichte DieAuf-
lösung der Baselbieter BDPwarf
keine grossenWellenmehr. In ei-
ner kurzenMitteilungwurde am
Dienstag bekannt gegeben, dass
die Partei ab 1. Januar 2022 in der
neuen Partei «Die Mitte Basel-
Landschaft» aufgehen wird. Da-
mit geht nicht nur ein Stück Ba-
selbieterPolitgeschichte zuEnde.
Endgültig ist somit auch schweiz-
weit das Ende der BDP, der Par-
tei, welche nach der Abwahl des
Bundesrats Christoph Blocher
von SVP-Abtrünnigen gegründet
wordenwar.Die BaselbieterBDP-
Sektion – es ist die letzte, die
noch nicht aufgelöst beziehungs-
weise in derNachfolgepartei der
CVP aufgegangen ist.

In der Mitteilung wird betont,
wie erfolgreich die Zusammenar-
beit der beiden Parteien gewesen
sei. Man spricht von einer «ge-
meinsamen Vergangenheit» –
unter anderem, weil man im Ba-
selbieter Landrat zwischen 2015
und 2019 zusammen eine Frak
tion gebildet habe und die BDP
dreimal eine Listenverbindung
eingegangen sei,welche derCVP-
Nationalrätin Elisabeth Schnei-
der-Schneiter zurWahl ins Bun-
desparlament verholfen habe.

Dass es etwas länger gedau-
ert hat mit der Fusion, hat unter
anderem mit den Meinungsver-
schiedenheiten der Parteiexpo-
nenten zu tun. BDP-Präsident
Marc Bürgiwehrte sich dagegen,
seine Partei in der CVPaufgehen

zu lassen. «Mirwarwichtig, dass
erst derNamenswechsel erfolgt»,
sagt er. Damit ist es auf dem Pa-
pier eine Fusion und nicht eine
Übernahme. Es sei dies nicht in
erster Linie seiner Eitelkeit ge-
schuldet, sondern der Tatsache,
dass die BDPler bei der Erstel-
lung der neuen Statuten der
«Mitte Basel-Landschaft»mitre-
den sollten, meint Bürgi.

Es hat alles nichts genützt
Letztlich sei aber der Elan, der
die Partei anfangs geprägt hatte,
weg gewesen.Noch rund 60Mit-
glieder hat die BDP.Dass die Par-
teiexponenten oft nicht am glei-
chen Strick zogen, machte die
Sache nicht besser. Bürgi selber
sorgte mancherorts für Kopf-
schütteln, weil er sich öffentlich
über die «Corona-Hysterie» oder
über die «Laborpandemie» auf-
regte.Und derBDP-Schweiz-Mit-
begründer und langjährige Par-
teipräsident Hans Grunder erin-
nert sich,wie er «in irgendeinem
Säli» imBaselbiet versucht habe,
dieWogen zu glätten.

Nützen tatswenig: Der frühe-
re BDP-Landrat Peter H. Müller,
der 2011 die Wahl in den Natio-
nalrat knapp verpasst hatte,
kehrte seiner Partei 2012 den
Rücken, weil er sich «gemobbt»
fühlte. Seine neue Heimat war
ausgerechnet die CVP– die neue
Heimat der Baselbieter BDP.

Leif Simonsen

Das letzte bisschen BDP
wird im Baselbiet beerdigt

Die Frauen erhalten
3000 Franken – die
Vermittlungsdienste
zwischen 6000 und
12’000 Franken.


